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nur durch

Es war eine glückliche Fügung, daß die Kommission für Geschichte des 
Parlamentarismus und der politischen Parteien zusammen mit der Herbert 
und Elsbeth Weichmann Stiftung im September 1999 im Haus der Ge­
schichte in Bonn ein Symposium organisiert hat, das 50 Jahre nach der Ver­
abschiedung des Grundgesetzes den spezifischen Beitrag von Emigranten 
zur Verfassungsneuordnung in Deutschland nach 1945 darzustellen und zu 
bewerten suchte. Die Ergebnisse werden mit diesem Band vorgelegt.

Der besondere Dank gilt Herrn Dr. Boberach, der nicht nur Materialien 
zur Verfassungsdiskussion der deutschen Emigranten zusammengestellt, 
sondern in sehr sorgfältiger Weise Referenten vorgeschlagen hat.

Die Herbert und Elsbeth Weichmann Stiftung trägt den Namen des ehe­
maligen Hamburger Bürgermeisters und seiner Frau, einer langjährigen 
Bürgerschaftsabgeordneten. 1989 als rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen 
Rechts mit Sitz in Hamburg errichtet, fördert sie die wissenschaftliche Er­
forschung der demokratischen Opposition im Exil, ihres Kampfes gegen die 
totalitäre Herrschaft Hitlers und für ein anderes, demokratisches Deutsch­
land nach dem Kriege. Die Stiftung hat in zahlreichen Diskussionen, Ver­
anstaltungen und Veröffentlichungen dieser Zielsetzung Rechnung getra­
gen. Wer aufmerksam die Themen dieses Bandes Revue passieren läßt, der 
wird mir sicher zustimmen, daß auch hier viele neue Erkenntnisse präsen­
tiert werden, die in dieser Zusammenfassung und Bewertung noch nicht in 
der Öffentlichkeit diskutiert worden sind. Ich danke deshalb allen Referen­
ten, die sich für das Symposium zur Verfügung gestellt haben.

Das Ehepaar Weichmann hat nicht nur unmittelbar den Niedergang der 
Weimarer Republik erlebt, sondern es mußte infolge dieser Ereignisse 
Deutschland verlassen. Die Emigration wurde ihr Schicksal. Nur zögernd 
haben sie sich bereitgefunden, nach Deutschland zurückzukehren; tief war 
der Schock der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft.

Aber schon in Diskussionen in den USA und später in Deutschland hat 
Herbert Weichmann sich mit Überlegungen zu einer neuen demokratischen 
Verfassung in Deutschland auseinandergesetzt. Er hat aufmerksam die Dis­
kussionen im Parlamentarischen Rat verfolgt und darüber mit Adolph 
Schönfelder, dem Präsidenten der Hamburgischen Bürgerschaft, und Ru­
dolf Katz einen regen Gedankenaustausch gepflegt. Für Herbert Weich­
mann galten einige wenige Postulate, abgeleitet aus seinen Erfahrungen in 
der Weimarer Republik:
- Die Demokratie muß wehrhaft sein und sich gegenüber Verfassungsfein­

den behaupten können.
- Die Stabilität einer Regierung muß gestärkt werden. Sie sollte 

ein konstruktives Mißtrauensvotum gestürzt werden können.
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Hans Fahning
Vorstandsvorsitzender der
Herbert und Elsbeth Weichmann-Stiftung

- Eine direkte Demokratie ist abzulehnen; die Zeit ist noch nicht reif für 
Volksbegehren und Volksentscheide.

- Eine Notstandsgesetzgebung kann nur vorübergehend in Kraft gesetzt 
werden. Ihre Aufhebung muß bestimmt sein.

- Verfassungsänderungen sollten auf ein Mindestmaß beschränkt werden.
- Der Bürger sollte nicht nur Rechte haben, sondern ebensosehr auch 

Pflichten akzeptieren.
Gerade für die letzte Forderung hat sich Herbert Weichmann in der späteren 
Auseinandersetzung eingesetzt und ist dafür nicht nur von außerparlamen­
tarischen Kritikern gescholten worden. Auch viele Parteifreunde haben sei­
nen Standpunkt nicht geteilt. Dieses Trauma hat ihn bis in seine letzten Le­
benstage umgetrieben.

Die Weichmann Stiftung hat nunmehr eine Doppelbiographie in Auftrag 
gegeben. Der erste Band, der das Leben der Eheleute Weichmann vor 1933 
in Deutschland und in der Emigration schildert, liegt vor.'“' Der zweite Band 
befindet sich zur Zeit in Arbeit. Die Stiftung ist überzeugt, daß ihr Schicksal 
und ihre politische Wirksamkeit zugleich Mahnung und Orientierung für 
die nachfolgende Generation sein können.

* Anneliese Ego, Herbert und Elsbeth Weichmann. Gelebte Geschichte 1896-1946, Ham­
burg 1998.
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Emigranten und die »Westernisierung« 
der deutschen Gesellschaft nach 1945 

Einleitung

Nach einem halben Jahrhundert nimmt die Historisierung Nachkriegs­
deutschlands nicht nur festere Umrisse an, in der Fülle der inzwischen vor­
liegenden zeitgeschichtlichen Forschungen zur Bundesrepublik hat sich 
inzwischen auch ein weitgehender Konsens generalisierbarer Trends heraus­
kristallisiert. Übereinstimmung herrscht unter Historikern und politischen 
Kommentatoren, daß die bisherige Entwicklung der Bundesrepublik eine 
Erfolgsgeschichte gewesen ist, die wesentlich auf die bereitwillige Integrati­
on in die westliche Wertegemeinschaft und die Übernahme ihrer zivilgesell­
schaftlichen Normen zurückzuführen ist. Das ist keine pathetische Formel, 
die die Leistungen der Bundesrepublik in den fünfzig Jahren ihres Bestehens 
anerkennend auf einen griffigen Nenner bringen will: die beispiellosen so­
zialen Veränderungen seit Ende der vierzigerJahre; die anhaltende Wirkung 
des von Marshallplan und sozialer Marktwirtschaft beförderten Wirtschafts­
wunders im Wiederaufbau der fünfziger Jahre mit seiner nahezu alle Teile 
der Gesellschaft erreichenden Wohlstandsvermehrung in der »Freizeit-Ge­
sellschaft« seit den sechziger Jahren; die damit verbundenen Legitimations­
und Loyalitätszuwächse der partizipatorischen Massendemokratie, die nicht 
nur die alten Klassenschranken gesprengt, sondern auch zu neuen verfas­
sungspatriotischen Identifikationen geführt hat; ferner die einzigartige Inte­
grationskraft der westdeutschen Gesellschaft, zuerst bei den Vertriebenen 
und Flüchtlingen, dann bei den Millionen der ursprünglich nur befristet ins 
Land gekommenen Gastarbeiter bis hin zu der politisch zwar immer prokla­
mierten, jedoch kaum für realistisch gehaltenen Wiedervereinigung nach 
dem Zusammenbruch des Ostblocks; schließlich die zuverlässige außenpoli­
tische Berechenbarkeit im westlichen Bündnis ohne traditionelle Sonder­
wegsvisionen, wie sie nach 1945 noch verbreitet gewesen waren.

Die jüngst als »Ankunft im Westen« vorgestellte Geschichte der Bundes­
republik, der »Atlantic turn« oder die derzeit diskutierte »Westernisierung« 
Nachkriegsdeutschlands zielen auf mehr als die äußere Erfolgsgeschichte 
nach 1945.1 Hingewiesen wird damit sowohl auf einen über die sozialen

1 Axel Schildt, Ankunft im Westen. Ein Essay zur Erfolgsgeschichte der Bundesrepublik, 
Frankfurt/M. 1999; Anselm Doering-Manteuffel, Dimensionen von Amerikanisierung
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in der deutschen Gesellschaft, in: Archiv für Sozialgeschichte 35 (1995), S. 1 ff.; ders., Wie 
westlich sind die Deutschen? Amerikanisierung und Westernisierung im 20. Jahrhundert, 
Göttingen 1999.

und politischen Transformationen hinausgehenden kulturellen Wandel, der 
etwa zum Abbau traditioneller ideologischer Bindungen und Konfrontatio­
nen führte, als auch auf die Suche nach Alternativen zum traditionellen 
Konzept der sogenannten »Amerikanisierung«. Mit dieser Chiffre war seit 
der Jahrhundertwende, insbesondere in den zwanziger Jahren, die Vorstel­
lung von Moderne und Modernisierung verbunden. Auch die geschichts- 
und sozialwissenschaftlichen Analysen der Bundesrepublik knüpften daran 
bis in die jüngste Gegenwart an. Zu wenig beachtet wurde dabei, daß der 
Begriff der Amerikanisierung nicht nur die im Kern gemeinten zivilgesell­
schaftlichen Komponenten (Demokratie, Individualismus, »rule of law«), 
die ökonomischen Fortschrittspotentiale (freie Marktwirtschaft, Fordismus, 
egalisiertes Konsumverhalten) und die alltagskulturellen Erscheinungen 
(Kino, Unterhaltungsmusik, Jugendkultur) ansprach. Er schloß auch die al­
ten, religiös unterlegten amerikanischen Selbstwahrnehmungen der eigenen 
Exzeptionalität (»God’s own country«) ein, die nach dem Zweiten Welt­
krieg in ein gesteigertes Überlegenheitsgefühl der USA in ihrer neuen Rolle 
als Weltmacht umschlugen und zum Vorbild- und Hegemonieanspruch des 
Landes als politisch, wirtschaftlich, sozial und militärisch fortgeschritten­
ster Gesellschaft führten.

Gegenüber solcher Uneindeutigkeit des Amerikanisierungskonzepts mit 
seinen im übrigen impliziten Vorstellungen von Einflüssen und Rezeptionen 
in nur einer Richtung, die zweifellos auf die Lebensstilrevolution der Jugend 
und im Konsumbereich nach 1945 zutreffen, bietet der Begriff der Wester­
nisierung weniger festgelegte, offenere und umfassendere Perspektiven. Er 
beschreibt einen dynamischen Akkulturationsprozeß, der nicht allein den 
amerikanischen Einflüssen nachgeht, sondern vor allem auch die intellektu­
ellen Wechselwirkungen zwischen Deutschland bzw. Europa und den USA 
in den Blick zu nehmen sucht. Während diese Deutungskategorie bisher 
aber nur auf die Nachkriegsentwicklung angewandt worden ist, empfiehlt 
sich eine zeitlich weitere Fassung, die auch die Entwicklungen der dreißiger 
Jahre in den Analyserahmen mit einbezieht.

Das Westernisierungskonzept als Modell des interkulturellen Austau­
sches und der Herausbildung einer gemeinsamen Werteordnung diesseits 
und jenseits des Atlantiks bliebe nämlich unvollständig, wenn nicht auch 
der einzigartige Kulturtransfer berücksichtigt werden würde, der mit der 
Machtübernahme der Nationalsozialisten eingesetzt hatte. Die wirkungs­
geschichtliche Dimension der nach 1933 einsetzenden Massenflucht aus 
Deutschland hat erst in den letzten Jahren durch die Untersuchungen der 
Exilforschung genauere Konturen bekommen. Profitiert haben von den 
Flüchtlingen aus dem NS-Staat vor allem die USA, die mit Abstand die 
meisten und vor allem die intellektuellen Eliten unter ihnen aufgenommen
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haben. Durch solche Perspektivenerweiterung könnten auch die nach 1933 
in Deutschland zerstörten kulturellen Traditionen mit in das Modell auf­
genommen werden, und es ist zu fragen, ob und wie sie, genuin oder von 
ihren Trägern in den neuen Lebenswelten der Zufluchtsländer modifiziert, 
seit 1945 auf Deutschland zurückgewirkt haben.

Betont sei, daß diese zerstörten Traditionen, auf die noch einzugehen sein 
wird, sich von jenen politischen und kulturkonservativen Kontinuitäten der 
zwanziger Jahre unterschieden, die das gesellschaftliche und geistige Klima 
der frühen Bundesrepublik, vom patriarchalen Autoritarismus Adenauers 
über das klassenbestimmte Lagerdenken der Parteien bis hin zu den vor­
modernen Versprechungen der Medien, prägten. Andererseits muß nicht 
hervorgehoben werden, daß das Westernisierungsmodell keinen globalen 
Erklärungswert hat. Es umschreibt nur das Verhältnis zwischen Deutsch­
land bzw. Europa und den USA; auf die amerikanischen Beziehungen zu 
Lateinamerika oder anderen Ländern und Regionen der sog. Dritten Welt 
ist es nicht übertragbar.

Zwar sind die dominanten Weichenstellungen der amerikanischen Besat­
zungsmacht bei der Gestaltung der westdeutschen Nachkriegsordnung spä­
testens mit der Gründung der Bizone ab Januar 1947 nicht zu übersehen. 
Unter den westlichen Siegermächten lieferte die US-Militärregierung nicht 
nur die bestimmenden Vorgaben beim Wiederaufbau des öffentlichen Le­
bens, der Wirtschaft, der Verwaltung, des Erziehungswesens und für die 
Entnazifizierung. Auch informell wirkten der Lebensstil der amerikani­
schen Besatzungsangehörigen, ihr sichtbarer Wohlstand und unkonventio­
neller Habitus insbesondere auf die Jugend beispielgebend bei der Umfor­
mung des Alltagslebens. Vor dem Hintergrund des isolationistischen 
Rückzugs der USA aus den europäischen Belangen nach dem gescheiterten 
Wilson-Frieden auf den Pariser Konferenzen nach dem Ersten Weltkrieg 
stellt sich jedoch die Frage, auf welchen Grundlagen die Planungen und 
Entscheidungen der Amerikaner - aber auch die der anderen Besatzungs­
mächte - nach 1945 beruhten, um die Fehler von 1919 mit ihren belastenden 
Folgen für die Stabilität der ersten deutschen Demokratie und des gesamten 
Europa zu vermeiden.

Die alliierten Kriegskonferenzen - von der Zusammenkunft Churchills 
und Roosevelts in Casablanca im Januar 1943 und der der dort verabredeten 
bedingungslosen Kapitulation Deutschlands bis hin zur Konferenz von Jalta 
im Februar 1945 - hatten lediglich negative Kriegsziele für den Sieg über 
Deutschland und die Vernichtung des Nationalsozialismus formuliert, die 
spätestens mit der tatsächlichen Besetzung des Landes erreicht waren. Die 
auf der Potsdamer Konferenz im Juli und August unter dem Schlagwort der 
»Four D’s« von den Alliierten fixierte gemeinsame Verwaltung des als
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2 Zusammenfassend dazu Claus-Dieter Krohn, Patrik von zur Mühlen, Gerhard Paul, 
Lutz Winckler (Hrsg.), Handbuch der deutschsprachigen Emigration 1933—1945, Darm­
stadt 1998, bes. Sp. 681 ff.

Rechtssubjekt untergegangenen Deutschen Reiches knüpfte mit der Demi- 
litarisierung, der Denazifizierung und der Dekartellisierung/Dezentralisie- 
rung zwar noch an jenen alten Negativkatalog an, sie zielte jedoch jetzt auch 
auf die Demokratisierung des künftigen Deutschland. Allerdings haben die 
bereits erkennbaren Frontlinien des wenig später aufbrechenden Kalten 
Krieges diese positve Strategie von vornherein erschwert; zu unterschiedlich 
waren die Demokratie-Vorstellungen, so daß es zu einer gemeinsamen zen­
tralen Verwaltung auch nie gekommen ist. In unzureichender, von gegen­
seitigem Mißtrauen geprägter Kooperation, die die Beziehungen der Anti- 
Hitler-Koalition von Anfang an gekennzeichnet hatte, exekutierten die 
Bündnispartner ihre jeweils eigene, autonome Besatzungspolitik, die um so 
mehr die Frage nach ihren Entscheidungsgrundlagen aufwirft.

Trotz der langjährigen isolationistischen amerikanischen Außenpolitik 
kamen die US-Militärbehörden nicht unvorbereitet und ohne Kenntnisse 
der Verhältnisse nach Deutschland. In zahlreichen Stäben und government 
agencies waren während des Zweiten Weltkrieges konkrete Pläne entstan­
den, die die Negativerfahrungen des gescheiterten Friedens nach dem Ersten 
Weltkrieg zum Ausgangspunkt genommen haben. Nicht nur diese umfas­
senden Vorbereitungen unterschieden die Besatzungspolitik der USA von 
der der anderen Westalliierten - die deshalb in zahlreichen Bereichen ame­
rikanischen Vorgaben folgten -, sondern auch die Tatsache, daß Flüchtlinge 
aus dem nationalsozialistischen Deutschland daran einen nicht unwesent­
lichen Anteil hatten. Diese repräsentierten das kleine Segment der demo­
kratischen und wissenschaftlichen Elite der Weimarer Republik, die unter 
anderem nach dem sog. »Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamten­
tums« vom April 1933 aus politischen und »rassischen« Gründen aus ihren 
Positionen vertrieben worden war. Allein von den Universitäten waren mit 
rund 3000 Personen etwa 25 Prozent des Lehrkörpers entlassen worden, 
von denen mehr als zwei Drittel in die USA gingen, direkt oder auf Umwe­
gen über Drittländer.

Die Fremdenfeindlichkeit in allen Zufluchtsländern, verstärkt noch durch 
die Weltwirtschaftskrise mit ihrer hohen Massenarbeitslosigkeit, hielt sich 
in den USA insofern in Grenzen, als dort für Gelehrte die nach dem Ersten 
Weltkrieg eingeführten restriktiven nationalen Immigrationsquoten nicht 
galten und die vertriebenen deutschen Kollegen von weiterblickenden ame­
rikanischen Intellektuellen mit offenen Armen empfangen wurden. Organi­
siert von zahlreichen neu gegründeten Hilfskomitees und finanziert von den 
großen philanthropischen Stiftungen, allen voran die Rockefeiler Foundati­
on, hatte so nach 1933 ein einzigartiger kulureller Transfer begonnen, der 
dazu beitrug, daß sich die USA trotz des politischen Isolationismus zur 
global bedeutendsten Wissenschaftsmacht entwickelten.2 Ihre überragende
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3 Vgl. dazu die ältere Arbeit von Lothar Kettenacker (Hrsg.), Das »Andere Deutsch­
land« im Zweiten Weltkrieg. Emigration und Widerstand in internationaler Perspektive. 
The »Other Germany« in the Second World War. Emigration and Resistance in Internatio­
nal Perspective, Stuttgart 1977.
4 Claus-Dieter Krohn, Wirtschaftstheorien als politische Interessen. Die akademische 

Nationalökonomie in Deutschland 1918-1933, Frankfurt-New York 1981; Harald Hage­
mann u. Peter Kalmbach (Hrsg.), Technischer Fortschritt und Arbeitslosigkeit, Frankfurt- 
New York 1983.

Rolle als Anziehungspunkt des intellektuellen brain drain aus Deutschland 
- nach 1938 aus Österreich und Italien und schließlich aus anderen europäi­
schen Ländern - hat dort zudem die international vergleichende Forschung 
in einer Weise beflügelt, daß beim Kriegseintritt der USA die strategisch 
nötigen Kenntnisse über die europäischen Gegner bereit standen. Ähnliches 
wird man von keinem anderen Land sagen können, auch nicht von Groß­
britannien, dem nach den USA quantitativ und qualitativ in weitem Abstand 
folgenden zweitwichtigsten Zufluchtsland deutschsprachiger Flüchtlinge.3

Emigrierte Gelehrte kamen nicht nur als die künftigen Deutschlandexper­
ten in die USA, ein großer Teil von ihnen gehörte auch zu einer jüngeren 
Generation, deren Arbeiten wichtige Impulse für die amerikanischen Wis­
senschaften geben sollten. Das gilt vor allem für die modernen Sozialwissen­
schaften, die seit den zwanziger Jahren vor dem Hintergrund der ungelösten 
wirtschaftlichen Folgen des Ersten Weltkrieges international eine Phase der 
Professionalisierung und Ausdifferenzierung durchmachten. In Deutsch­
land waren diese neuen Forschungen zudem von der demokratiegeleiteten 
Suche begleitet gewesen, der von ständigen ökonomischen, sozialen und 
politischen Krisen gefährdeten neuen Republik ein stabiles Fundament zu 
schaffen.

Dazu zählten beispielsweise in der Ökonomie die Konjunktur- und 
Wachstumstheorie, die anstelle der alten wirtschaftlichen Gleichgewichts­
vorstellungen aus der Zeit vor 1914 unter dem Eindruck der hektischen Ra­
tionalisierungen die Dynamik des »technischen Fortschritts« zum Kern 
ihrer Analysen machten. In welchem Ausmaß damit auch praktisch-politi­
sche, den Wirtschaftsablauf regulierende Eingriffe verbunden waren, zeigen 
die Konzepte der von diesen Gelehrten zur Krisenbekämpfung nach 1929 
entwickelten »aktiven Konjunkturpolitik«. Sie antizipierten nicht nur das 
von dem britischen Ökonomen John Maynard Keynes entwickelte fiskal­
politische Modell, das in den dreißiger Jahren als »keynesianische Revoluti­
on« zum Paradigmenwechsel des wirtschaftstheoretischen Denkens in den 
westlichen Industrieländern führte, sondern gingen auch weit darüber hin­
aus. Denn während der keynesianische Ansatz des staatlichen deficit spen- 
dings zur Förderung der effektiven Nachfragesteigerung nur konjunkturell 
argumentierte, bezogen die deutschen Ökonomen auch die technolgische 
Struktur des Wirtschaftssystems mit ein, woraus viel weitergehende staat­
liche Interventionen zur Steuerung einer stabilen Entwicklung abgeleitet 
wurden.4 Desgleichen hatten jüngere Juristen - insbesondere an der 1920
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5 Franz Neumann, Die soziale Bedeutung der Grundrechte in der Weimarer Verfassung, 
in: Die Arbeit 7, 1930, S. 569 ff.; Rainer Eisfeld, Ausgebürgert und doch angebräunt. Deut­
sche Politikwissenschaft 1920-1945, Baden-Baden 1991.

6 Dazu vor allem die zahlreichen Schriften und Feuilletons in der Frankfurter Zeitung von 
Siegfried Kracauer; Emil Lederer u. Jakob Marschak, Der neue Mittelstand, in: Grund­
riß der Sozialökonomik, Abt. IX/i, Tübingen 1926, S. I2off.; Theodor Geiger, Die soziale 
Schichtung des deutschen Volkes. Soziographischer Versuch auf statistischer Grundlage, 
Stuttgart 1932; Reinhard Blomert, Intellektuelle im Aufbruch. Karl Mannheim, Alfred 
Weber, Norbert Elias und die Heidelberger Sozialwissenschaften der Zwischenkreigszeit, 
München 1999.

7 Daniel R. Fusfeld, The Economic Thought of Franklin D. Roosevelt and the Origins of 
the New Deal, New York 1956; William}. Barber, Designs with Disorder. Franklin D. 
Roosevelt, the Economists, and the shaping of American Economic Policy, 1933-1945, 
Cambridge 1996.

gegründeten Deutschen Hochschule für Politik in Berlin, die zur Ausbil­
dungsstätte für die Funktionselite der neuen deutschen Demokratie werden 
sollte - daran gearbeitet, wie das in Deutschland herrschende rechtspositivi­
stische Denken und das allein dem Gesetz als Erkenntnisgrundlage ver­
pflichtete Staatsrecht mit seiner strengen Trennung von Recht und Politik 
durch neue Ideen modifiziert und bereichert werden könne. Sie fragten da­
bei unter anderem nach den soziologischen Grundlagen des Rechts und des 
politischen Handelns, wobei die Idee des Gemeinwohls aus der Domäne des 
Beamtenstaates mit seiner obrigkeitlichen Orientierung gelöst und dem 
demokratischen Prinzip unterworfen werden sollte.5 In der Soziologie 
schließlich führten die Analysen der neuen Mittelschichten zur Einsicht in 
die heraufziehende Massendemokratie und die von den neuen Medien - 
Rundfunk, Kino, Boulevardpresse - vermittelte Massenkultur.6 All diese 
Analysen zeigten nicht nur eine außerordentliche Problemsensitivität ge­
genüber den neuen gesellschaftlichen Trends, sondern wollten auch dazu 
beitragen, der Sozialdemokratie - nach 1918 unvorbereitet in die Verant­
wortung gedrängt und fortan als zahlenmäßig größte politische Kraft Rück­
halt der parlamentarischen Ordnung - aus ihrem dichotomischen Weltbild 
und ihrer im ökonomisch-materialistischen Determinismus verkrusteten 
Programmatik herauszuhelfen.

Jene modernitätsoffenen Theorieansätze und neuen gesellschaftspoliti­
schen Denkweisen wurden in Deutschland durch die Vertreibung ihrer Re­
präsentanten jäh abgebrochen. In den USA dagegen wurden sie zu gesuch­
ten und willkommenen Anregungen. Das Krisenbekämpfungsprogramm 
des Anfang März 1933 ins Weiße Haus eingezogenen neuen Präsidenten 
Franklin D. Roosevelt, der New Deal, hatte auch im staatsfernen marktlibe­
ralen Amerika zu einem fundamentalen Umdenken in Teilen der Öffent­
lichkeit und der Wissenschaften geführt, zu dem gerade die deutschen 
Flüchtlinge mit ihren Erfahrungen und Einsichten beitragen konnten.7 Der 
Interventions- und Planungsoptimismus der neuen Roosevelt-Administra­
tion mit ihrem legendären präsidialen »brain trust« beförderten ein neues 
Gesellschafts- und Wissenschaftsverständnis, das weitreichende Folgen hat-
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8 Thomas Bender u. Carl E. Schorske (Eds.), American Academic Culture in Transfor­
mation. Fifty Years, four Disciplines, Princeton 1997, S. 27 f.

9 So die Begriffsprägung des Emigranten und späteren Historikers Peter Gay; vgl. ders., 
Weimar Culture. The Outsider as Insider, in: Donald Fleming u. Bernard Bailyn (Eds.), The 
Intellectual Migration. Europe and America 1930-1960, Cambridge, Mass. 1969, S. 11 ff. 
Vgl. dazu auch den nativistischen Bestseller zur Zeit der Reagan-Ära: Allan Bloom, The 
Closing of the American Mind. How Higher Education Has Failed Democracy and Impo- 
verished the Souls of Today’s Students, New York 1987.

te. Angeregt durch den Bedeutungszuwachs der neuen Sozialwissenschaften 
säkularisierte sich überhaupt die intellektuelle Kultur der USA.

Die Universitäten und Elite-Colleges vor allem der Ivy League lösten sich 
von ihren christlich-protestantischen Traditionen, die bis dahin etwa jüdi­
sche Wissenschaftler aus ihren Reihen ausgeschlossen hatten. Symbolisiert 
wird dieser Vorgang in der Neugestaltung des Wappens der Harvard Uni- 
versity 1936, aus dem der alte Leitspruch »Christo et Ecclesiae« gelöscht 
wurde und fortan nur noch das Wort »Veritas« in drei aufgeschlagenen 
Büchern enthielt. Begleitet wurde dieser Wandel von einem Schub strenger 
theoretischer und methodischer Reflexionen, um den Verdacht der Ideo­
logisierung von Wissenschaft oder ihrer politischen Funktionalisierung von 
vornherein zu entkräften.8 Dieses säkularisierte Klima unterstützte zusätz­
lich die nahezu geräuschlose Aufnahme und Integration der aus Deutsch­
land vertriebenen, häufig jüdischen Repräsentanten jener spezifischen »Wei­
mar Culture«9, die fortan zum hochbesetzten Terminus in den USA wurde. 
Für diesen Vorgang gibt es kein vergleichbares Beispiel in der jüngeren Ge­
schichte, und er illustriert, daß die Flüchtlinge genau zur »richtigen« Zeit 
kamen, als die USA gerade auf dem Weg zu ihrem neuen intellektuellen und 
gesellschaftspolitischen Selbstverständnis waren.

Der Direktor der New School for Social Research in New York, ein en­
gagierter New Dealer, hatte unmittelbar nach Bekanntwerden der Verfol­
gungen in Deutschland mithilfe von Spenden gleich eine ganze »University 
in Exile« auf den Weg gebracht, für die er gezielt die ihm geeigneten Wis­
senschaftler auswählte. Vor allem waren das jüngere Sozialwissenschaftler 
mit einer Kerngruppe von Ökonomen, die fortan zur wichtigen Denkfabrik 
für das Roosevelt-Programm wurden. Exemplarisch seien nur Emil Lederer, 
Adolph Lowe, Hans Neisser, Alfred Kähler, Gerhard Colm und Hans Stau­
dinger genannt. Die ersten lieferten wichtige Analysen zur Steuerung des 
ungleichgewichtigen technischen Wachstums. Colm stieg in den folgenden 
Jahren in Washington bis in den Stab der Präsidentenberater auf; er sollte 
dort zu den Mitverfassern des »Full Employment Act« von 1946, der Magna 
Charta des New Deal gehören und ebenso bei der Vorbereitung der deut­
schen Währungsreform nach 1945 eine entscheidende Rolle spielen, 
worüber der nachfolgende Beitrag von Wolfram Hoppenstedt informiert. 
Ähnlich konnte der Gemeinwirtschaftstheoretiker Staudinger als ehe­
maliger Staatssekretär im Preußischen Handelsministerium und Inititator 
des Zusammenschlusses der preußischen Energieversorgungsunternehmen
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10 Claus-Dieter Krohn, Wissenschaft im Exil. Deutsche Sozial- und Wirtschaftswissen­
schaftler in den USA und die New School for Social Research, Frankfurt-New York 1987.
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(VEBA) wichtige Anregungen für das gigantische TVA-Programm zur Re­
gulierung des Tennessee River geben.10

Parallel dazu sollten in anderen Institutionen Emigranten wie Karl Pri- 
bram und der nach dem Bürgerkrieg 1920 bereits aus Rußland nach 
Deutschland geflohene ehemalige Menschewik Wladimir Woytinski etwa 
am Aufbau der neuen amerikanischen Sozialversicherung mitarbeiten.11 
Der letzte hatte 1932 mit den späteren Schweden- und Türkei-Emigranten 
Fritz Tarnow und Fritz Baade zu den Verfassern des Krisenprogramms der 
deutschen Gewerkschaften gehört, das als WTB-Plan bekannt geworden ist. 
»Labor Economics« ist nach 1933 von deutschen Emigranten überhaupt als 
neue Teildisziplin an verschiedenen amerikanischen Universitäten ein­
geführt worden.

In der Soziologie und der Politikwissenschaft haben deutsche »refugee 
scholars« weitere Impulse gegeben. Vor dem Hintergrund der gescheiter­
ten ersten deutschen Republik wurde die Demokratietheorie, der Selbst­
schutz einer »militant democracy« zu ihrem zentralen Forschungsfeld in 
den USA - ein Topos, der ebenfalls die Zukunftsvorstellungen vieler anderer 
Emigranten bestimmte und später auch den Grundgesetzberatungen zu­
grunde liegen sollte -, wohingegen die Gefährdungen der Demokratie kaum 
zum Gegenstand der amerikanischen Kollegen zählte. Exemplarisch ge­
nannt seien nur Karl Loewensteins Arbeiten zur demokratischen Macht­
ausübung und Machtkontrolle oder die Pluralismustheorie Ernst Fraenkels, 
die den Blick auf die moderne Massengesellschaft mit ihren unterschied­
lichen Interessengruppen lenkte.12 Mit diesem Ansatz sollte Fraenkel nach 
seiner Rückkehr zu einem der einflußreichsten Fachvertreter auch in 
Deutschland werden. Die Bedeutung seines Ansatzes ist darin zu sehen, 
daß er nicht aus dem Individualprinzip der liberalen Theorie nach ame­
rikanischem Muster entwickelt wurde, sondern aus den sozialstaatlichen 
Vorstellungen unterschiedlicher Interessengruppen mit ihren jeweiligen 
Machtansprüchen. Für Franz Neumann - wie Fraenkel ehedem neben sei­
ner Lehrtätigkeit an der Hochschule für Politik ebenfalls Rechtsvertreter 
einer deutschen Gewerkschaft und in den USA später bis zu seinem frühen 
Tod 1954 einflußreicher Wissenschaftler an der Columbia University - mar­
kierten die Konflikte zwischen der politischen Demokratie und der zuneh­
mend monopolisierten Wirtschaftsstruktur in den Industrieländern den
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Ausgangspunkt seiner Forderung nach Kodifizierung eines sozialstaatlichen 
Legalitätsgerüstes für funktionsfähige demokratische Verfassungsordnun­
gen.13 Nicht ohne Grund hat Ernst Fraenkel den in Deutschland entwik- 
kelten und von den Emigranten in die USA mitgebrachten Gedanken des 
sozialen Rechts als ihren bedeutendsten Beitrag zur Gestaltung der »west­
lichen Demokratie« bezeichnet.14

Erwähnt sei ferner Sigmund Neumann an der Wesleyan University, des­
sen Totalitarismusanalysen repräsentativ für entsprechende Forschungen 
auch zahlreicher anderer Emigranten sind. Überhaupt ist die Totalitarismus­
theorie eine erfahrungswissenschaftliche Schöpfung der deutschen Emi­
granten, deren Einsichten aber zusehends in den Hintergrund traten, als sie 
zum ideologischen Kampfinstrument während des Kalten Krieges wurde.15

Schließlich haben die Emigranten dazu beigetragen, die pragmatische, 
empirisch-behavioristische Ausrichtung der amerikanischen Sozialwissen­
schaften um theoretische Systematisierungen und Fragestellungen zu berei­
chern. Sie selbst wurden dabei gleichfalls gezwungen, ihr theorielastiges 
Denkens zu entteutonisieren, d. h. den bereits in Weimar begonnenen Weg 
der Abkehr von den großen geschlossenen Gedankensystemen in hegelia­
nischer Tradition fortzusetzen.16 Von vielen Emigranten sind diese neuen 
Lernprozesse in den USA emphatisch als Befreiung empfunden worden17, 
die sie beim Wiederaufbau des transatlantischen Diskurses nach 1945 zu 
berufenen Vermittlern zwischen den ehemaligen Landsleuten und ihren Be­
freiern machten.

Aus der Begegnung von emigrierten deutschen Gelehrten und New Deal- 
Intellektuellen formte sich ein gemeinsames Politikverständnis, das die ame­
rikanischen Freiheitspostulate des liberalen Individualismus und die regula­
tive Idee des sozialen Interventionsprinzips nach deutscher Tradition 
synthetisierte. Nicht von ungefähr wurde Roosevelt, der optimistisch den 
demokratischen Aufbruch aus der Krise mit unorthodoxen Mitteln ver­
sprach, zur verehrten Leitfigur vieler Emigranten, die gerade erlebt hatten, 
wie diese Krise in Deutschland zur Zerstörung der politischen Ordnung 
führte. Der Anspruch der New Dealer auf gestaltendes und soziales Regie­
rungshandeln prägte nicht nur die amerikanische Innenpolitik seit den drei-
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ßiger Jahren, sondern sollte auch das Grundmuster für die Deutschland-Pla­
nungen nach 1945 liefern und damit zum Kernbereich des Westernisierungs- 
konzepts für Deutschland werden. Daß ihre Reichweite unter den tatsäch­
lichen Machtverhältnissen allerdings beschränkt war, zeigte schon das frühe 
Verbot des »National Industrial Recovery Act« (NIRA), einer wichtigen 
Säule des New Deal zur Regelung der gewerblichen Wirtschaft im Interesse 
verbesserter Massenkaufkraft, durch den Supreme Court 1935. Gleichwohl, 
im sozialen wie im ideenpolitischen Bereich hat der New Deal bleibende 
Spuren hinterlassen.

Nicht zu übersehen ist weiterhin, daß sich auch unter den intellektuellen 
Emigranten nicht alle in jenen New Deal-Konsens eingefügt haben. Dazu 
zählten in den Wissenschaften zum Beispiel Ökonomen, die jeglichen staat­
lichen Interventionismus ablehnten. Repräsentativ dafür waren die sog. 
Neoklassiker aus Österreich, deren marktliberales Denken sich durch eine 
besondere, ja aggressive Orthodoxie auszeichnete. Unschwer ist solche Hal­
tung aus ihrer Marginalisierung in der deutschsprachigen, von der preu­
ßisch-deutschen Historischen Schule der Nationalökonomie dominierten 
Theoriedebatte seit dem 19. Jahrhundert zu erklären. Als vehemente Anti- 
New Dealer und Anti-Keynesianer wurden sie in den USA wie auch in 
Großbritannien von den dort geistig in die Defensive geratenen gleichge­
sinnten Kollegen gezielt angeworben, häufig schon vor dem »Anschluß« 
Österreichs 1938, so daß ihnen vielfach die ungewisse Exilanten-Existenz 
erspart blieb. Vor allem Ludwig von Mises, das geistige Haupt dieser sog. 
»Österreichischen Schule«, und sein Schüler Friedrich A. Hayek sahen im 
New Deal nicht mehr als die westliche Variante des modernen Totalitaris­
mus; ihre politischen Pamphlete, so etwa Mises’ »Omnipotent Govern­
ment« und Hayeks »The Road to Serfdom« lassen bereits im Titel die fun­
damentalistische Weitsicht erkennen.18 Sicher nicht ohne Grund gehörte 
Hayek später zu den geistigen Vätern des Thatcherismus in Großbritannien. 
Andere aus diesem Kreis wie Gottfried Haberler, Fritz Machlup und Oskar 
Morgenstern modifizierten dagegen in den USA ihre Positionen; die von 
Morgenstern zusammen mit dem emigrierten Mathematiker John von Neu­
mann 1944 entwickelte Spieltheorie stellt einen inzwischen klassischen Bei­
trag zur Versöhnung unterschiedlicher ordnungstheoretischer Ansätze dar.
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Die von den Emigranten mitgebrachten Forschungsimpulse waren nach 
Kriegseintritt der USA in die Planungen zunächst des »war effort« und dann 
der Neugestaltung des besiegten Deutschland eingeflossen. An der New 
School for Social Research wurde dafür 1943 eigens ein »Institute of World 
Affairs« gegründet, das Planungsaufgaben für die Administration über­
nahm. Exemplarisch seien dafür die 1944 und 1945 auch in Buchform er­
schienenen Studien Ernst Fraenkels »Military Occupation and the Rule of 
Law« und Arnold Brechts »Federalism and Regionalism in Germany« ge­
nannt.19 Fraenkels Schrift nahm die Erfahrungen der Rheinlandbesetzung 
nach 1918 als Grundlage für Empfehlungen zur vorgesehenen Besetzung 
Deutschland durch die Alliierten, denn für die ihnen damit zuwachsende 
Aufgabe einer vollständigen Übernahme der Verwaltung eines fremden 
Staates gab es bisher kein historisches Beispiel. Brecht, der ehemalige höhere 
Reichsbeamte, hingegen band in bereits weitergehenden Überlegungen den 
künftigen föderalen Wiederaufbau Deutschlands an eine Aufteilung Preu­
ßens, die seine folgenden verfassungspolitischen Empfehlungen in offizieller 
Mission der amerikanischen Militärbehörden vorzeichneten; darüber infor­
miert der Beitrag von Michael Ruck. Flankiert wurden solche Pläne von 
umfassenderen Analysen zur politischen und wirtschaftlichen Neuordnung 
Europas, um künftig die alten nationalstaatlichen Rivalitäten zu überwin­
den. In den Washingtoner Behörden stießen solche Ideen auch deshalb auf 
Interesse, weil ihre strategische Umsetzung eine Antwort auf die anfangs für 
die Nachkriegszeit befürchtete Aufteilung Europas in britische und sowje­
tische Einflußzonen zu geben vermochte.20

Zur gleichen Zeit bildeten emigrierte Sozialwissenschaftler der New 
School for Social Research zusammen mit anderen New Dealern aus dem 
Wissenschaftsbereich, mit exilierten Gewerkschaftern und Vertretern der 
drei großen amerikanischen Gewerkschaften AFL, CIO und den Railroad 
Brotherhoods die »American Labor Conference on International Affairs«, 
die mit ihren Publikationsreihen und einer eigenen Zeitschrift zur wichtigen 
Plattform der öffentlichen Diskussion über die die Gewerkschaften inter­
essierenden ökonomischen und sozialen Fragen der Nachkriegsordnung 
»within and without the United States« wurde.21 Die dort entwickelten

15 Studies of the Institute of World Affairs, New York u. a. 1944 und 1945.
20 Vgl. etwa Hans Staudinger, The United States and World Reconstruction, in: Social 
Research 8, 1941, S. 283 ff. und weitere Aufsätze jener Zeit in dieser von den Emigranten 
an der »University in Exile« gegründeten Zeitschrift, die in vielem an die Tradition des 1933 
in Deutschland verbotenen »Archivs für Sozialwissenschaft und Sozialpolitik« anknüpfte.
21 Vgl. dazu etwa die mimeographierten »Studies in Postwar Reconstruction«, in denen 
u. a. Hans Neisser, Alfred Braunthal, Hedwig Wachenheim vor dem Erfahrungshorizont 
der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg über »The Problem of Reparations«, »Safeguards 
against oppressive labor conditions«, »Germany in the transition period« etc. geschrieben 
haben, sodann die vom Dezember 1943 bis Januar 1946 erschienene Zeitschrift »Internatio-
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bei Doering-Manteuffel, Wie westlich sind die Deutschen? (s. Anm. 1), S. 90ff.
22 Headquarters Army Service Forces an American Labor Conference on International 
Affairs, 7.3.1945, New York University, ALCIA Archive, R 2648.
23 Alfons Söllner (Hrsg.), Zur Archäologie der Demokratie in Deutschland, Bd. 1: Ana­
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Lösungsangebote für das post war planning auf der Grundlage des New 
Deal-Theoriegebäudes trugen ebenfalls zur Konzeptualisierung des Wester- 
nisierungsansatzes bei. Von der amerikanischen Armee wurden diese Studi­
en angefordert, um damit ihre »Information-Education officers« zu trainie­
ren22, und später wurden die Anregungen dann von Remigranten selbst nach 
Deutschland gebracht. Genannt seien nur Max Brauer, der erste nach 1945 
gewählte Hamburger Bürgermeister, und sein enger Wegbegleiter Rudolf 
Katz, Innenminister in Schleswig-Holstein und später Vizepräsident des 
Bundesverfassungsgerichts, die 1946 in ofizieller Mission von der AFL nach 
Deutschland geschickt worden waren.

Parallel zu jenen Aktivitäten beschäftigten sich zahlreiche, inzwischen 
eingebürgerte Emigranten mit ähnlichen Fragen in diversen neuen Kriegs­
behörden, von denen die »Research & Analysis Branch« des 1942 gegründe­
ten »Office of Strategie Services« (OSS) zum bedeutendsten Sammelpunkt 
wurde.23 Aus späterer Sicht, zumal aus der Perspektive des Kalten Krieges, 
mag es überraschen, daß im OSS, mit dem die USA erstmalig in ihrer Ge­
schichte einen geheimen Nachrichtendienst aufgebaut hatten, ausgerechnet 
ehemalige Deutsche aus dem linksliberalen, sozialdemokratischen und so­
zialistischen Spektrum angestellt wurden, darunter die Politikwissenschaft­
ler Franz Neumann, Otto Kirchheimer, John (Hans) Herz, der Sozialphilo­
soph Herbert Marcuse, die Ökonomen Paul Baran und Walter Levy, die 
Historiker Hajo Holborn, Carl E. Schorske und Felix Gilbert oder die Juri­
sten und ehemaligen höheren Reichsbeamten John Caspari und Oscar Wei­
gert, um nur einige Namen zu nennen; hinzu kamen weitere Emigranten, 
die wie die Wirtschaftswissenschaftler Alexander Rüstow und Hans Wil- 
brandt in Istanbul oder Willy Brandt in Stockholm als Mitarbeiter oder In­
formanten für die europäischen Außenstellen des OSS tätig wurden. Schaut 
man sich aber den weiteren Kreis von gebürtigen Amerikanern im OSS an, 
so zeigt sich, daß ein großer Teil von ihnen zuvor in unterschiedlichen New 
Deal-Behörden tätig gewesen war.

In die gleiche Richtung weist ebenfalls die Gründung einer »Labor Sec- 
tion«, die von dem umtriebigen Auslandsleiter der kleinen sozialistischen 
Widerstandsgruppe »Neu Beginnen«, Karl Frank alias Paul Hagen, angeregt
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worden war. Allerdings ging es dort weniger um die künftige Deutschland­
planung, sondern um die Ermutigung und Unterstützung des innerdeut­
schen Widerstandes, der wirksam und mit politischen Alternativen, so wur­
de angenommen, nur aus der Arbeiterbewegung kommen konnte. Nicht 
erstaunlich ist deshalb, daß das OSS weniger auf die Potentiale der in die 
USA geflohenen Vertreter des alten sozialdemokratischen Parteiestablish­
ments der Weimarer Republik setzte, die sich in der »German Labor De­
legation« zusammengeschlossen hatten, sondern auf jüngere Aktivisten - 
und dabei auch deren Überschätzung der Widerstandsmöglichkeiten in 
Deutschland mit übernahm.24

Der strenge methodische und wissenschaftsorientierte Geist des New 
Deal bestimmte ebenfalls die unzähligen Untersuchungen der »R&A 
Branch«, die nur mit diesem Objektivitätsanspruch ihre Glaubwürdigkeit 
und politische Plausibilität als Entscheidungshilfen für die an der Planung 
und Umsetzung der amerikanischen Deutschlandpolitik beteiligten Beam­
ten, Politiker und Militärs entfalten konnten. Die enge Verzahnung von 
wissenschaftlicher Analyse der zur Verfügung stehenden Informationen 
und daraus abgeleiteter strategischer Ziele mag etwa die im Kontext der 
OSS-Tätigkeit entstandene Studie Franz Neumanns »Behemoth. The Struc- 
ture and Practice of National Socialism«25 illustrieren, die als profunde 
Analyse des NS-Staates nicht nur den Rahmen für die einschlägigen OSS- 
Arbeiten absteckte, sondern auch später wegweisende Bedeutung für die 
historiographische Forschung bekommen sollte. Neumann, Holborn und 
andere ehemalige Emigranten im OSS gehörten weiterhin zu den Mit­
autoren des »Civil Affairs Handbook«, das mit seinen fast 20 Bänden die 
Basisinformationen zu den unterschiedlichen Bereichen des öffentlichen 
Lebens in Deutschland für die künftige Besatzungspolitik lieferte.26 Wäh­
rend das OSS 1945 aufgelöst wurde - seine Aufgaben setzte die 1947 
gegründete CIA fort - übernahm das State Department die R&A Branch 
mit ungefähr 900 Personen, unter ihnen mehr als 50 Emigranten, die auf 
unterschiedlichen Feldern an der US-Außenpolitik in der Nachkriegszeit 
mitwirkten.
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Wenngleich unmittelbare Einflüsse wissenschaftlichen Arbeitens auf po­
litische Entscheidungsprozesse kaum nachweisbar oder gar exakt zu messen 
sind, so bestätigen die Rekrutierungen der Emigranten für den »war effort«, 
der institutionelle Rahmen ihrer Wirksamkeit und die von ihnen abgerufe­
nen Analysen einmal mehr den Kulturtransfer- und Akkulturations-Ansatz 
des Westernisierungskonzepts. Die im New Deal der dreißiger Jahre zu er­
kennende Übereinstimmung zwischen Amerikanern und Emigranten hatte 
sich während des Krieges weiter verdichtet und mit Blick auf das künftige 
Schicksal Deutschlands konkretisiert. Deutlich wird das etwa in der Re­
aktion auf die Gründungen des »Nationalkomitees Freies Deutschland« 
(NKFD) und des »Bundes Deutscher Offiziere« (BDO) 1943 in Moskau 
nach der Kriegswende von Stalingrad, denen ähnliche von Kommunisten 
initiierte Komitees in Mexico, der Schweiz und anderen Zufluchtsländern 
folgten. Im State Department wie im OSS war man zwar unsicher, ob diese 
Gründungen ein Indiz der Vertrauenskrise in der Anti-Hitler-Koalition an­
gesichts der immer wieder hinausgeschobenen Zweiten Front seien und sich 
die Sowjetunion damit eine Option für separate Verhandlungen mit 
Deutschland schaffen wollte. Doch unstrittig war, die eigenen strategischen 
Überlegungen zu intensivieren, um mit konsistenten Plänen die aus jenen 
Vorgängen ableitbare sowjetische Einflußnahme auf die Gestaltung des nä­
herrückenden Kriegsende einzudämmen, sei es die weitgehende Bolschewi- 
sierung Deutschlands oder eine andere Form von politischer Hegemonie 
mithilfe nationalkonservativer Kreise aus dem NKFD, wobei die zweite 
Variante an das vertraute Weimarer Szenario des »Geistes von Rapallo« 
anknüpfen konnte.27

Ähnlich waren ein Jahr später die Reaktionen auf den deutschen Offi­
ziersputsch vom 20. Juli 1944. Die amerikanische und die britische Regie­
rung sahen darin nur einen Versuch, die Anti-Hitler-Koalition durch Sepa­
ratfriedensangebote zu sprengen. Schon bei Kriegsausbruch hatte der 
Publizist Sebastian Haffner in London visionär darauf hingewiesen, daß 
ein Staatsstreich in Deutschland überhaupt nur vom Militär kommen könne, 
aber erst dann zu erwarten sei, wenn die Zerschlagung des Reiches durch die 
alliierten Truppen unmittelbar bevorstehe. So sahen das auch die Analysten 
im OSS, die die Putschisten - »bankrotte Generäle, nationalistische Intel­
lektuelle und (möglicherweise) nationalistische Sozialdemokraten und Be­
amte« - schon deshalb ablehnten, weil deren Ziele mit den eigenen, inzwi­
schen fixierten Forderungen nach einem grundlegenden Wandel der 
sozialen Strukturen in Deutschland als Voraussetzung einer erfolgreichen 
Demokratisierung unvereinbar waren.28
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Jenseits der Politikberatung wirkten andere naturalisierte Emigranten als 
Armeeangehörige unmittelbar an der Umsetzung der Besatzungspolitik mit. 
Beispielhaft genannt sei die von dem Ökonomen John K. Galbraith zusam­
mengestellte Arbeitsgruppe, die im Auftrag des »US Strategie Bombing Sur- 
vey« seit dem Einmarsch anglo-amerikanischer Verbände in die westlichen 
Rheinlande im Herbst 1944 die Folgen der alliierten Luftangriffe zu unter­
suchen begann. Für Galbraith lasen sich die Namen der Mitglieder »wie ein 
Adelsregister der kommenden Ökonomen-Generation«, darunter zahlrei­
che Emigranten, nicht nur wie Paul Baran aus den USA, sondern mit Ni­
cholas Kaldor, Jürgen Kuczynski und Ernst F. Schumacher - Verfasser des 
später bedeutenden Werks »Small is beautiful« - auch aus England. Auf 
deren Kompetenz, so ebenfalls Galbraith, hatten die Briten, »vorsichtiger 
oder auch fremdenfeindlicher als wir«, augenscheinlich bei ihren Kriegs­
anstrengungen nicht zurückgreifen wollen.29 Das zeigt auch die Gründung 
eines »Labor Desk« durch das OSS in London, der im Unterschied zu of­
fiziellen britischen Diensten Kontakte mit exilierten Repräsentanten der eu­
ropäischen Arbeiterbewegung suchte, wobei auch hier vorzugsweise die 
jüngeren Aktivisten angesprochen wurden.30

Zur gleichen Zeit begannen frühere Emigranten der »Psychological War- 
fare Division« mit Vernehmungen der Deutschen in den bereits besetzen 
Gebieten, deren Ergebnisse die bereits vorbereiteten, auf gruppendynami­
sche Feldforschungen des Psychologen Kurt Lewin zurückgehenden Um­
erziehungspläne konkretisieren sollten. Sie beruhten auf den Emigranten- 
Empfehlungen im OSS, daß die Entnazifizierung mehr erfordere als die 
Ausschaltung der alten Nazis aus dem öffentlichen Leben.31 An der tatsäch­
lichen Realisation arbeiteten dann andere Emigranten dieser Abteilung mit, 
für die stellvertretend nur die Schriftsteller Hans Habe, Stefan Heym oder 
Golo Mann als Kulturoffiziere beim Wiederaufbau demokratischer Medien 
genannt seien. Schließlich haben diverse Juristen an den Nürnberger Pro­
zessen gegen die Hauptkriegsverbrecher mitgewirkt, darunter John H. E. 
Fried und der stellvertretende US-Hauptankläger Robert M. W. Kempner, 
vor 1933 Justitiar in der Polizeiabteilung des Preußischen Innenministeri-
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ums, während der Soziologe Hans Speier von der New School for Social 
Research für die »Information Control Division« von OMGUS an der Ver­
mittlung der Prozesse in der deutschen Öffentlichkeit mitwirkte. Als erfah­
rener Interpret der NS-Propaganda und Vertreter des »Office of War Infor­
mation« hatte Speier schon während des Krieges zum Redaktionsstab der 
zunächst in Algier, dann in Rom gedruckten OSS-Zeitung »Das Neue 
Deutschland« gehört, die als Organ einer geheimen Friedenspartei in 
Deutschland aufgemacht war und von Agenten in die deutschen Einheiten 
an der Westfront und in Südeuropa geschleust wurde.32

Diese punktuellen Beispiele deuten an, in welcher Breite sich die Emi­
granten in den USA integriert hatten und in welchem Ausmaß nur dort auf 
deren Erfahrungen und Sachkompetenz zurückgegriffen wurde. Emigran­
ten haben nicht nur die amerikanische Wissenschaftsgemeinschaft mit neuen 
Fragestellungen und originellen theoretischen Ansätzen bereichert, sondern 
als neue Staatsbürger während des Krieges auch an der Gestaltung von Po­
litik und deren Umsetzung mitgewirkt sowie an der Neugestaltung ihrer 
alten Heimat nach 1945, informell oder direkt, teilgenommen.

Welche nachwirkende intellektuelle Schubkraft damit zugleich freigesetzt 
wurde, zeigte sich nach dem Tode Roosevelts im April 1945 und dem begin­
nenden Kalten Krieg. Während sich ein Teil der intellektuellen New Dealer 
in der heraufziehenden Hexenjagd des McCarthyismus aus dem öffentli­
chen Leben zurückzog und in Schweigen verfiel, suchten andere mit neuen 
Gruppenbildungen das Erbe Roosevelts zu bewahren. Aus solchen Aktivi­
täten ging dann auch der 1950 in Berlin gegründete »Congress for Cultural 
Freedom« und die ihm angeschlossene Zeitschrift »Der Monat« hervor. Si­
cher kein Zufall ist, daß in diesem bis in die sechziger Jahre einflußreichen 
Netzwerk westlicher Intellektueller - überwiegend New Dealer, Linkslibe­
rale und Sozialdemokraten, aber auch einige ehemalige kommunistische Re­
negaten - die Emigranten eine herausragende Rolle spielten.33 Sie stellten 
unter anderem mit Franz Neumann, Golo Mann, den Schriftstellern Her­
mann Kesten und Walter Mehring 7 der 25 amerikanischen Gründungsdele­
gierten, während prominente Remigranten wie Willy Brandt, Max Brauer, 
Ernst Reuter oder die langjährigen Beobachter der sowjetischen Entwick­
lung Franz Borkenau und Richard Löwenthal zu Verbindungsleuten in 
Deutschland wurden. Der Congress wollte nicht allein den ideologischen
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Herausforderungen des Ostblocks im Kalten Krieg mit seinen Weltfriedens- 
kampagnen und den Versuchen der aus Moskau zurückgekehrten Emigran­
ten, die kulturelle Hegemonie im Nachkriegsdeutschland zu gewinnen, ein 
eigenes, auf Freiheit, Antitotalitarismus und sozialer Gerechtigkeit beru­
hendes weltanschauliches Konzept entgegenstellen. Seine geistige Offensive 
richtete sich zugleich gegen mögliche nationalistische oder neutralistische 
Strömungen nicht nur in Deutschland, sondern auch in Frankreich und Ita­
lien.

Im Unterschied zu den emigrierten Intellektuellen waren die geflohenen 
Vertreter der politischen Parteien, die ihr erzwungenes Exil lediglich als 
Wartesaal einer künftigen Rückkehr begriffen, ohne vergleichbaren Einfluß 
geblieben. Das gilt sogar für die größte und bedeutendste Gruppe in Lon­
don, die bis zum Kriegsausbruch zum Zentrum nicht nur der sozialdemo­
kratischen und gewerkschaftlichen Führungsetagen geworden war. Auch in 
den USA, die nicht zum primären Ziel der politischen Exilanten zählten und • 
erst 1940 nach der französischen Niederlage zur letzten, alternativlosen Zu­
flucht für die Verfolgten aus der Menschenfalle des unbesetzten Südfrank­
reich wurden, blieben die Versuche einer überparteilichen politischen 
Sammlung ohne Wirkung. Der unter der Leitung des Theologen Paul Tillich 
1944 als Antwort auf das Moskauer NKFD gegründete »Council for a De- 
mocratic Germany« hoffte trotz seines prominenten amerikanischen 
Förderkreises vergeblich, von der Washingtoner Regierung zu Beratungen 
herangezogen zu werden oder selbst gestaltend in einem befreiten Deutsch­
land wirken zu können.34

Alle Erwartungen der unterschiedlichen Exilgruppen, von den alliierten 
Regierungen als autonome Repräsentanten des »anderen Deutschland« 
anerkannt oder gar zu den Nachkriegsplanungen herangezogen zu werden, 
erwiesen sich als Illusionen. Ihre unzähligen Programmentwürfe35 für eine 
neue deutsche und europäische Friedensordnung im Rahmen der eigenen 
alten Parteigruppierungen oder in neuen Bündniskonstellationen - sie wer­
den in den nachfolgenden Beiträgen von Winfried Becker, Ludwig Eiber 
und Ulrike Hörster-Philipps vorgestellt - standen in auffallendem Kontrast 
zum Desinteresse der politischen Entscheidungsträger und sogar der politi-

34 Ursula Langkau-Alex u. Thomas M. Ruprecht (Hrsg.), Was soll aus Deutschland 
werden? Der Council for a Democratic Germany in New York, 1944-1945. Aufsätze und 
Dokumente, Frankfurt/M. 1995.
35 Vgl. etwa das umfangreiche Werk von Rainer Behring, Demokratische Außenpolitik 
für Deutschland. Die außenpolitischen Vorstellungen deutscher Sozialdemokraten im Exil 
I933-I945> Düsseldorf 1999.
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sehen Freunde in den Bruderparteien oder vergleichbarer weltanschaulicher 
Lager in den Zufluchtsländern. Das galt selbst für die KPD-Emigration in 
der Sowjetunion, deren Führungskader, so der Beitrag von Jörg Morre, aber 
immerhin in einer kurzen Phase vom ZK der KPdSU mit Nachkriegspla­
nungen beauftragt worden waren. Wohl haben in den USA diverse Exilan­
ten auf unzähligen Vortragsreisen über die Verhältnisse in Deutschland zu 
informieren gesucht, ob sie dabei in ihrem Sinne aufklärend wirkten und ein 
positives Meinungsklima für ihre künftigen politischen Ziele zu erzeugen 
vermocht haben, darüber ist bis heute kaum etwas bekannt.36

Weder die amerikanische noch die britische Regierung hatten eine hohe 
Meinung vom deutschen politischen Exil, dessen innere Differenzen und 
Zerstrittenheit nicht unbekannt geblieben waren. Eine deutsche Exilregie­
rung konnte deshalb - anders als bei den Flüchtlingen aus den von der deut­
schen Wehrmacht besetzten Ländern - nie gebildet werden. Zu lange liefen 
die Auseinandersetzungen der Deutschen, das zeigt das gescheiterte Volks­
frontprojekt 1936/37 in Paris, entlang der alten ideologischen Kampflinien 
und Lagermentalitäten der zwanziger Jahre. Dabei sind die räumliche Zer­
streutheit der Flüchtlinge und die beschränkten Kommunikationsmittel zu 
berücksichtigen, die hier und da vor Ort während des Krieges allerdings zu 
neuen Verständigungsformen und zur Überwindung der ideologischen Grä­
ben geführt haben. Darüber hinaus beruhte der Legitimationsanspruch der 
politischen Exilanten darauf, »Treuhänder« der in Deutschland zum 
Schweigen verurteilten antinazistischen Massen und Sprachrohr ihres Wi­
derstandes zu sein, der zur Selbstbefreiung der Deutschen von der NS-Dik- 
tatur führen würde, tatsächlich aber unter dem totalen Terror nie eine reali­
stische Chance hatte.

Trotz der Erfolglosigkeit im Exil haben die nach dem Krieg zurückge­
kehrten Vertreter der politischen Gruppen, überwiegend Sozialdemokraten 
und Gewerkschafter, aber ebenfalls wichtige Anstöße für den demokrati­
schen Neuaufbau geben können, auch wenn das angesichts der in der Öf­
fentlichkeit verbreiteten Widerstände gegen die Remigranten in den ersten 
Nachkriegsjahr en nur in langfristiger Perspektive wirksam und erkennbar 
wurde. Denn im politischen Vakuum hatten sie trotz ihrer Isolierung wäh­
rend der vergangenen 12 Jahre nicht gelebt. Sie hatten die zivilen Normen 
und Umgangsformen funktionierender Demokratien kennengelernt, zu 
nennen wären hier neben Großbritannien auch die Schweiz und die skandi­
navischen Länder, die nicht ohne Wirkung auf das eigene Selbstverständnis 
geblieben sind. Das zeigen beispielsweise die »Unions«-Pläne des sozial­
demokratischen Exils in London, die zur erfolgreichen Sammlung der ver­
schiedenen sozialistischen Gruppen führten und im Unterschied zu deren 
früherem Antikapitalismus aus der Zeit vor 1933 programmatisch an die 
interventionsstaatlichen Vorstellungen des keynesianischen Modell an-
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Die Herbert und Elsbeth Weichmann Stiftung, deren Ziel es ist, die Auf­
arbeitung der Geschichte des demokratischen »anderen Deutschland«, sei­
nen Widerstand gegen die NS-Diktatur und seinen Beitrag zum Wiederauf­
bau nach dem Kriege zu unterstützen, hat in den vergangenen Jahren einige

knüpften. Ähnliche Einflüsse sind bei den Remigranten aus Skandinavien 
auszumachen, bei denen die Wohlfahrtsökonomien dieser Ländern ebenfalls 
ihre Prägungen hinterlassen hatten.37 Zu den Ausnahmen gehörte dagegen 
der frühere Reichskanzler Heinrich Brüning, der nach dem subtilen Porträt 
Rudolf Morseys als verbitterter, selbstgerechter Solitär, voller Ressenti­
ments gegen das »Emigrantentreiben« seiner Schicksalsgenossen in den 
USA lebte und auch später mit seiner schroffen Kritik zunächst an der Po­
litik der Besatzungsmächte und dann der Adenauer-Regierung zwischen al­
len Stühlen saß, so daß seine Rückkehr zur Reise in eine nicht mehr verstan­
dene Welt wurde.

Die allgemeinen Konturen des von den politischen Rückkehrern und 
ehemaligen Emigranten im Dienste der Besatzungsbehörden beförderten 
Modernisierungs- und Westernisierungsprozesses in den westlichen Besat­
zungszonen beziehungsweise der Bundesrepublik sind mittlerweile be­
kannt. Hinzu kommen die Vertreter diverser Berufsgruppen, deren En­
gagements den Prozeß der Reorientierung flankierten. Zurückgekehrte 
Wissenschaftler etwa trugen dazu bei, daß die Universitäten den Anschluß 
an die internationale Diskussion wiederfanden. Das dokumentieren die Ak­
tivitäten des nach Frankfurt remigrierten Instituts für Sozialforschung und 
der Neuaufbau ganzer Disziplinen wie der Politikwissenschaft und der So­
ziologie.38 Klaus Helbergs Beitrag informiert darüber am Beispiel des aus 
Großbritannien zurückgekehrten Juristen Gerhard Leibholz, der zu den 
Mitbegründern der Politikwissenschaft als neues Universitätsfach gehörte. 
Die zahlreichen Facetten dieses Kulturtransfers und die Rolle der Remi­
granten als »bridge builders«, als Vermittler der transatlantischen Werte­
gemeinschaft und wie die Formeln sonst noch lauten, bedürfen jedoch noch 
der genaueren Klärung, ebenso die Prüfung, ob solche Wirkungen eher von 
Einzelnen oder von Gruppen und Netzwerken entfaltet werden konnten; 
die Remigrationsforschung steht erst am Anfang.
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Forschungsimpulse zur Rückkehr von Exilanten und Emigranten gegeben. 
Unter anderem sind auf einer ersten Tagung 1996 die allgemeinen Remigra- 
tionsbedingungen, wichtige Rückkehrergruppen sowie einzelne Personen 
aus Politik, Wissenschaft, Kultur und die von ihnen mitgebrachten Anre­
gungen für den demokratischen Aufbau vorgestellt worden.39 Der vorlie­
gende Band, der die Beiträge einer von Heinz Boberach in Zusammenarbeit 
mit der Weichmann Stiftung und der Kommission für Geschichte des Par­
lamentarismus und der politischen Parteien vorbereiteten Tagung enthält, 
schließt daran an. Nach jener ersten Bestandsaufnahme war das Thema dies­
mal enger und konkreter gefaßt. Anläßlich des 50. Gründungstages der 
Bundesrepublik wurde nach den Einflüssen von Emigranten und Remigran­
ten auf die verfassungspolitische Neuordnung Nachkriegsdeutschlands ge­
fragt, womit nicht nur die Kodifizierung der Verfassungsnormen zunächst 
in den einzelnen Ländern und dann des Grundgesetzes, sondern auch die 
Verfassungswirklichkeit in Deutschland nach 1945 gemeint ist. Das gilt 
zum Beispiel für die Wirtschaftsordnungsdebatte. Von Sozialdemokraten 
und Gewerkschaften wurden keynesianische und andere »Dritte Weg«-An- 
sätze diskutiert, von den Markttheoretikern der sogenannte »Ordo-Libera- 
lismus«. Entwickelt worden war dieses Modell sowohl von Ökonomen im 
Lande, genannt seien etwa Walter Eucken, Ludwig Erhard und Alfred 
Müller-Armack, als auch von Emigranten wie Wilhelm Röpke in Genf und 
Alexander Rüstow in Istanbul. Ob es genealogisch auf den marktwirtschaft­
lichen Extremismus der Österreich-Emigranten Ludwig von Mises und 
Friedrich A. Hayek zurückgeführt werden kann, so der Beitrag von Jürgen 
Schneider, mag dahingestellt bleiben. Der Blick ist weiterhin nicht allein auf 
die ehemaligen Westzonen und die Bundesrepublik Deutschland gerichtet, 
sondern bezieht mit den Beiträgen von Michael F. Scholz und Jörg Morre 
auch die Sowjetische Besatzungszone ein, die einen ersten Vergleich zu den 
dortigen Transformationsprozessen bieten.

Vorgestellt werden die teilweise bis weit in die Kriegsjahre zurückrei­
chenden Neuordnungspläne von Exilanten und Remigranten, die für die 
Tagung auch in einer eigenen Dokumentation vorgestellt wurden.40 Wenn 
solche Entwürfe wie angedeutet von den Entscheidungsträgern der alliierten 
Regierungen zwar kaum beachtet wurden, so zeigt sich ihre Substanz und 
Bedeutung aus der Nachkriegsperspektive aber in der »Anschlußfähigkeit« 
ihrer Vorstellungen im konkreten Prozeß des demokratischen Aufbaus, in 
den nicht nur die alliierten Vorgaben, sondern eine Vielzahl von Anregun­
gen unterschiedlicher Gruppen im Lande wie aus Kreisen der Rückkehrer 
eingeflossen sind. Sie waren um so leichter zu vereinbaren, je mehr ihnen 
gemeinsame Überzeugungen zugrunde lagen. Die meisten der von
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sehen Gruppen und von einzelnen Personen in unterschiedlichen Zufluchts­
ländern kommenden Entwürfe und Vorschläge boten vor dem Hintergrund 
der Weimarer Republik und der Exil-Erfahrungen tatsächlich zahlreiche 
Anknüpfungen sowohl zu den alliierten Vorgaben als auch zu den Vorstel­
lungen der Fachleute in Deutschland.

Insbesondere gilt das für den föderalen Aufbau des künftigen Staates ein­
schließlich der Auflösung oder Verkleinerung des Landes Preußen, aber 
auch für die Präferenz zum Zweiparteiensystem, die hier und da mit der 
Idee volksparteilicher Organisationsformen verbunden wurde, um das alte 
weltanschauliche Lagerdenken zu überwinden. Am Beispiel der Verfas­
sunggebung in Bayern, Gegenstand auch der großen Studie von Barbara 
Faith41, zeichnet Elke Seefried diesen Diskussionsprozeß nach. Ihr Beitrag 
dokumentiert die maßgebliche Beteiligung ehemaliger Emigranten aus der 
Schweiz an der Verfassungsarbeit; er enthält die Zusammenfassung einer 
größeren Schrift, die im Preisausschreiben der Weichmann Stiftung für den 
wissenschaftlichen Nachwuchs ausgezeichnet wurde. Gelegentlich kam es 
in den verfassungspolitischen Auseinandersetzungen zu kuriosen Argu­
mentationsverläufen. So zeigt Wolfram Werner, daß in den Grundgesetzbe­
ratungen im Parlamentarischen Rat deutsche Experten das amerikanische 
Präsidialmodell präferierten, während es von den Rückkehrern aus den 
USA mit höchster Skepsis beurteilt wurde. Eindeutiger fällt der Befund 
Manfred Heinemanns zum Aufbau der deutschen Schulverfassungen aus, 
die in allen Besatzungszonen - mit Ausnahme der französischen - eher an 
die von NS-Widerständlern vermittelten Ideen der Weimarer Reformpäda­
gogik anknüpften als an die von Remigranten aus den Zufluchtsländern 
mitgebrachten Erziehungsgrundsätze.

Für den Prozeß der Konsensfindung ist weiterhin zu berücksichtigen, daß 
die Strategien der US-Militärbehörden trotz konkreter Zielvorstellungen 
nicht ohne Widersprüche waren: Zum einen ihre anfangs feindliche Distanz 
zu den Deutschen und der unmißverständliche Anspruch, jene Ziele auch 
durchzusetzen, zum anderen die Absicht, die unbelasteten Deutschen 
schrittweise am Neuaufbau aktiv zu beteiligen und ihnen den loyalitätsstif­
tenden Freiraum eigener Gestaltungsmöglichkeiten zu geben; der zeitgenös­
sische Topos der »Stunde Null« drückte nach 1945 ja deren Bereitschaft und 
Hoffnung auf einen radikal neuen Anfang aus. Jene Ambivalenzen eröff­
neten die Partizipationsspielräume der politischen Rückkehrer und der 
Deutschen im Lande. In der französischen Besatzungszone, so Dieter Marc 
Schneiders Beitrag, gab es ohnehin in den antipreußisch gefärbten Regiona- 
lisierungs- oder gar Autonomiebestrebungen keinen Gegensatz zwischen 
Militärverwaltung, Remigranten und einem Großteil der Einheimischen. 
Wie unterentwickelt jene Bereitschaft zum Neuanfang jedoch auch sein 
konnte, zeigt Irmtrud Wojaks Doppelbiographie der Juristen Fritz Bauer
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und Robert Kempner. Hatte Kempner als amerikanischer Ankläger in 
Nürnberg bei der Ahndung der NS-Verbrechen noch zur Kodifizierung 
neuer, fortan international geltender Rechtsmaterien beitragen können, so 
stieß die strafrechtliche Aufarbeitung des Unrechtstaates durch den aus 
Schweden zurückgekehrten späteren Hessischen Generalstaatsanwalt Bauer 
und der damit gegebene Anstoß für eine demokratische Rechtsordnung in 
der Bundesrepublik auf unüberwindliche Widerstände. Seine unter Beru­
fung auf angelsächsisches und skandinavisches Recht vorgetragene, eigent­
lich aber selbstverständliche Idee, daß das überzeitliche Naturrecht in jedem 
Menschen ein schlechtes Gewissen bei Verstößen gegen ethische Normen 
hervorrufe und sich die NS-Täter deshalb nicht mit der üblichen Entschul­
digung herausreden könnten, das objektive Unrecht ihres Tuns subjektiv 
nicht erkannt zu haben, fand in der deutschen Nachkriegsjustiz kein 
Gehör.42

Der Antitotalitarismus des beginnenden Kalten Krieges, der sich sowohl 
aus westlich-liberalen Freiheitsideen als auch aus den alten antikommunisti­
schen Feindbildern der NS-Zeit speiste, ebnete den weiteren Weg der 
Konsensbildung. Und wo konzeptionelle Konflikte zwischen den Militär­
behörden und den Deutschen auftraten, etwa bei den Grundgesetzberatun­
gen des Parlamentarischen Rates oder den Planungen der Währungsreform, 
gab es schließlich die zu Bürgern ihres Zufluchtslandes gewordenen ehema­
ligen Emigranten, die jetzt als Besatzungsangehörige und Kenner beider 
Seiten die Funktion von Mediatoren übernahmen. Eine solche Rolle übte 
beispielsweise Hans Simons - vor 1933 Direktor der Hochschule für Politik 
in Berlin und Oberpräsident in Niederschlesien, in den USA Politikwissen­
schaftler an der New School for Social Research - als liaison officer zum 
Parlamentarischen Rat aus.43 Eine mehr informelle Kontaktpflege für die 
Amerikaner praktizierte demgegenüber Simons Kollege CarlJ. Friedrich 
von der Harvard University, der allerdings nicht zu den Emigranten nach 
1933 zählt, sondern bereits in den frühen zwanziger Jahren als Student in die 
USA eingewandert war. Er ist hier in die Betrachtung mit einbezogen wor­
den, weil sein demokratietheoretischer Ansatz, so Raimund Lammersdorfs 
Beitrag, andere Akzente setzte als die Analysen der politikwissenschaftli­
chen Emigration nach 1933. Daß die Vermittlungsaufgaben ehemaliger Emi­
granten aber auch weniger erfolgreich sein konnten, zeigt das von Wolfram 
Hoppenstedt vorgestellte Beispiel des Finanzwissenschaftlers Gerhard 
Colm, dessen mit der Währungsreform verbundene Planungen zur Verän­
derung der ökonomischen Struktur in Deutschland am Widerstand der Wa­
shingtoner Administration scheiterten.
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Naturgemäß können die nachfolgenden Beiträge nur in Auswahl erhellen, 
welche Anstöße Remigranten bei der Integration der Bundesrepublik in die 
westliche Werteordnung gegeben haben. In den Jahren der Emigration und 
des Exils hatten sie die Chance gehabt, sich offensiv mit den Ursachen für 
das Scheitern der Weimarer Republik und dem Nationalsozialismus ausein­
anderzusetzen und daraus, bereichert um neue Erfahrungen in den Zu­
fluchtsländern, entsprechende Lehren zu ziehen. Ihre zivilgesellschaftlichen 
Botschaften ermöglichten es den im Lande Gebliebenen, die eigenen, nur 
auf Weimarer Kenntnissen beruhenden demokratietheoretischen und -prak­
tischen Visionen zu überprüfen. Daß dieser diskursive Prozeß angesichts 
der hier und da verbreiteten Skepsis in der Öffentlichkeit gegen die Rück­
kehrer als Personifizierungen des eigenen, aus der NS-Zeit resultierenden 
schlechten Gewissens nicht ohne Spannungen und Blockaden ablief, er­
staunt nicht. Aus heutiger Sicht ist aber erkennbar, daß in jenen Ausein­
andersetzungen die Spielregeln der pluralistischen Demokratie erprobt und 
eingeübt wurden, die der Bundesrepublik ihre spätere Stabilität gaben. Die 
weitere Remigrationsforschung wird die Aufgabe haben, dieser erst in Um­
rissen erkennbaren Experimentierphase der im Entstehen begriffenen Nach­
kriegsgesellschaft weitere Konturen zu geben. Womöglich wäre dabei auch 
das Westernisierungskonzept zu differenzieren, indem die bisher vorzugs­
weise auf den kulturellen Austausch zwischen Deutschland und der angel­
sächsischen Welt, insbesondere den USA, gerichteten Analysen ebenfalls die 
Anregungen von Rückkehrern aus anderen Ländern und Regionen mit ein­
beziehen.












































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































